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 ANNEX 1: 
 
Ergänzende Informationen über Frauen, Frieden und Sicherheit 
Anhang zur Meldung der Bundesrepublik Deutschland für das Jahr 2015 
 
 

I. Vorbeugung 
 
 
1. Maßnahmen zur Verbesserung des Verständnisses für die besonderen 

Bedürfnisse und Beiträge von Frauen in Konflikten innerhalb des Personals der 
Streitkräfte. 

 
Geschlechterfragen haben in den Lehrgängen der Bundeswehr eine unverändert 
herausgehobene Bedeutung. Von der Grundausbildung bis zur Offizierausbildung, speziell im 
Ausbildungsbereich Menschenführung, werden die Forderungen der VN-
Sicherheitsratsresolution 1325 auf die Ausbildung in den Streitkräften abgestimmt und 
umgesetzt. Hier werden entsprechende Grundlagen zur Wahrnehmung der 
Geschlechterperspektive gelegt. Ihre Zielsetzung beinhaltet die Sensibilisierung unserer 
Soldatinnen und Soldaten für die Thematik und deren Bedeutung, sowohl in Richtung „Dienst 

von Frauen in den Streitkräften“ als auch „Stellung der Frau in der Gesellschaft“. Ebenso wird 

die Strafbarkeit von Gewalttaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung behandelt. 
 
- Einbeziehung spezifischer Fragen betreffend den Schutz der Rechte von Frauen 

und Mädchen in die Grundausbildung der Streitkräfte.  
 
Die Bundesregierung setzt sich im Trainings- und Ausbildungsbereich nachdrücklich dafür 
ein, dass eine Geschlechterperspektive integriert wird. Zur Zielgruppe gehören nationales 
Personal in Geber- und Partnerländern sowie Multiplikatoren wie Trainerinnen bzw. Trainer 
und Ausbilderinnen bzw. Ausbilder von relevanten Organisationen in den Partnerländern. In 
der strategischen Orientierung sind Training und Ausbildung integrale Bestandteile von 
individuellem Kompetenzaufbau, gekoppelt mit institutionellem Capacity Development.  
 
- Verfügbarkeit einer dienstbegleitenden Spezialausbildung für das Personal der 

Streitkräfte zur Frage des Schutzes der Rechte von Frauen und Mädchen.  
 
Die Vorgaben der Gesetze zur Gleichstellung und Gleichbehandlung von Soldatinnen und 
Soldaten werden am Zentrum Innere Führung (ZInFü) vor allem in den Lehrgängen 
 

- Basistraining für militärische Gleichstellungsbeauftragte (eine Woche), 
- Aufbautraining für militärische Gleichstellungsbeauftragte (eine Woche) sowie in dem 
- Kompakttraining für Gleichstellungsvertrauensfrauen (drei Tage)  

vermittelt.  
 
Darüber hinaus wird die Thematik in den folgenden Lehrgängen am ZInFü vermittelt: 

- Fit im Personalvertretungsrecht, 
- Innere Führung mit Bataillonskommandeurinnen und Bataillonskommandanten  
- Innere Führung mit Einheitsführerinnen und Einheitsführern, 
- Innere Führung mit „Spießen“, 
- jeweils als zwei- bis dreistündiger Unterrichtsblock. 

 



In den Lehrgängen "Zentrale Führerausbildung für Auslandseinsätze" und "Recht im Einsatz" 
am Zentrum Innere Führung der Bundeswehr wird die Mitteilung des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen vom 9. Oktober 2003 "Spezialmaßnahmen zum Schutz vor sexueller 
Ausbeutung und sexuellem Missbrauch" inhaltlich thematisiert. Weiterhin werden in diesen 
Lehrgängen "die Rechte und besonderen Bedürfnisse von Frauen" sowie "Schutzmaßnahmen 
im Kontext der konkreten Mandatsbefugnisse" thematisiert. Dies gilt auch für die 
einschlägigen Schutzvorschriften der Genfer Abkommen und ihrer Zusatzprotokolle 
(insbesondere Schutz von Zivilpersonen, Unterscheidungsgebot, strafrechtliche Aspekte von 
Verstößen). Im Rahmen der landeskundlichen einsatzvorbereitenden Ausbildung wird auch 
die aktuelle Situation der Bevölkerung im jeweiligen Einsatzland betrachtet. Hierbei wird 
regelmäßig die wichtige Rolle der Frau für die Beilegung von Konflikten erörtert sowie die 
Integration von Frauen in regionale Institutionen aufgezeigt. Zusätzlich werden Fragen des 
landesspezifisch korrekten Umgangs mit und dem Verhalten gegenüber der einheimischen 
weiblichen Bevölkerung des Einsatzlandes erörtert. Seit 2012 befasst sich die 
Einsatzvorbereitung in einem weiteren Unterrichtsbaustein mit der „Kommunikation mit 

Frauen in Krisengebieten“. 
 
Neben den handwerklichen militärischen Fähigkeiten sollen Soldaten und Soldatinnen für 
verschiedene Einsatzszenarien zusätzliche soziale und interkulturelle Fähigkeiten entwickeln, 
die auch auf Versöhnung verfeindeter Gruppen zielen. Dazu werden Kenntnisse über die 
Ursachen des Konflikts, den Verlauf und über die sozialen, politischen und kulturellen 
Verhältnisse sowie über die Geschlechterverhältnisse vor Ort vermittelt. 
 
Mit der Einstellung der VN-Sicherheitsratsresolution 1325 in das Intranet der Bundeswehr 
wird die weitere (lehrgangsungebundene) Bekanntmachung der Resolution innerhalb der 
Streitkräfte erreicht. 
 
- Einbeziehung spezifischer Fragen betreffend den Schutz der Rechte von Frauen 

und Mädchen in die Ausbildung vor der Entsendung von Personal zu 
internationalen Friedenssicherungseinsätzen. 

 
Konkret wird das Engagement der Bundesregierung für die Integration 
geschlechterspezifischer Maßnahmen in Krisenprävention und Konfliktbewältigung u.a. bei 
der Ausbildung von Personal für VN-Missionen und der Ausbildung für die 
Einsatzkontingente für die laufenden Stabilisierungseinsätze der Bundeswehr umgesetzt. Dies 
schließt insbesondere eine Beachtung der Rolle der Frauen bei der Lösung von Konflikten mit 
ein. Dies ist von besonderer Bedeutung für Personal, welches in Feldmissionen entsandt wird. 
 
- Verfügbarkeit von Plänen zur Kontaktaufnahme und Informationsbeschaffung 

von einheimischen Frauen in konfliktgefährdeten Gebieten.  
 
Im Rahmen des ISAF-Einsatzes werden im Verantwortungsbereich der Bundeswehr in Nord-
Afghanistan auch weibliche interkulturelle Einsatzberater eingesetzt, die Kontakte zu Frauen 
pflegen und spezielle Frauennetzwerke identifizieren und unterhalten. 
 

- Einbeziehung einer systematischen Genderanalyse von konfliktgefährdeten 
Gebieten, einschließlich nach Geschlecht aufgeschlüsselter sozioökonomischer 
Indikatoren und der Kontrolle von Ressourcen und Entscheidungsprozessen.  
 

Eine systematische Genderanalyse von konfliktgefährdeten Gebieten, einschließlich nach 
Geschlecht aufgeschlüsselter sozioökonomischer Indikatoren und der Kontrolle von 
Ressourcen und Entscheidungsprozessen wird im Rahmen der interkulturellen 



Einsatzberatung in die Kommunikation mit Entscheidungsträgern in den Einsatzländern 
eingebracht. 
  
2.  Maßnahmen gegen die Verletzung der Rechte von Frauen und Mädchen im 

Einklang mit internationalen Standards. Anzahl und Prozentsatz der 
Militärhandbücher, Richtlinien, nationalen sicherheitspolitischen 
Rahmenkonzepte, Verhaltenskodizes und standardisierten 
Arbeitsanweisungen/Handlungsempfehlungen der nationalen Sicherheitskräfte, 
die Maßnahmen zum Schutz der Menschenrechte von Frauen und Mädchen 
enthalten. Anzahl und Prozentsatz der von der Leitung der militärischen 
Komponenten erlassenen Richtlinien für Friedenssicherungspersonal und der 
Standardarbeitsanweisungen, die Maßnahmen zum Schutz der Menschenrechte 
von Frauen und Mädchen enthalten. 

 
Der Schutz der Menschenrechte ist für die Bundesrepublik Deutschland Verpflichtung, 
unabhängig vom biologischen Geschlecht oder vom Alter des Trägers der Menschenrechte. In 
der Rechtsausbildung in den Streitkräften wird von der Grundausbildung bis zum 
Offizierlehrgang die rechtliche Gleichstellung von Männern und Frauen unterstrichen; 
zusätzlich gibt es für Soldaten in Führungspositionen (Kompaniechefs, Kompaniefeldwebel 
und Bataillonskommandeure sowie Soldaten in vergleichbaren Dienststellungen) zusätzliche 
Schulungen, in denen sachliche Informationen über unterschiedliches Verhalten von Männern 
und Frauen in militärtypischen Situationen gegeben werden. Eine vergleichbare Schulung 
findet in den Lehrgängen statt, mit denen Führungspersonal für die Auslandseinsätze 
vorbereitet wird. Hierbei werden natürlich die Rollen von Männern und Frauen, wie sie sich 
im Land des Auslandseinsatzes ergeben, dargestellt. Zugleich werden Richtlinien für das 
Auftreten gegenüber der einheimischen Bevölkerung gegeben. 
 
 

II. Partizipation 
 
 
1. Maßnahmen zur Erhöhung der Anzahl von Frauen im Allgemeinen und in 

Entscheidungspositionen in den Streitkräften und im Verteidigungsministerium.  
 
Das Soldatinnen- und Soldatengleichstellungsgesetz (SGleiG) hält in Abschnitt 2 (§§ 5 – 11 
SGleiG) ein Bündel von Maßnahmen bereit, um die Gleichstellung von Soldatinnen und 
Soldaten nachhaltig zu fördern. Die Maßnahmen setzen bereits bei der Personalwerbung und 
Dienstpostenbekanntgabe an und umfassen das Annahmeverfahren sowie 
Auswahlentscheidungen für den beruflichen Aufstieg. Für alle Bereiche gilt, dass Frauen, 
sofern sie unterrepräsentiert sind (d.h. ihr Anteil unter 50 % in der Laufbahn des 
Sanitätsdienstes und unter 15 % in den übrigen Laufbahnen liegt), bei gleicher Eignung und 
Befähigung grundsätzlich bevorzugt zu berücksichtigen sind. Flankiert werden diese 
Maßnahmen von einem gesetzlichen Benachteiligungsverbot (§ 9 SGleiG) und der 
Verpflichtung der Dienststellen, die Teilnahme von Frauen an Aus-, Fort- und 
Weiterbildungsmaßnahmen durch geeignete Maßnahmen zu unterstützen (§ 10 SGleiG).  
 
Darüber hinaus wird alle vier Jahre ein Gleichstellungsplan erstellt, der nach zwei Jahren 
aktualisiert wird und den Stand der Gleichstellung von Soldatinnen und Soldaten darstellt. 
Neben der Erfassung der Ist-Situation, werden die Entwicklung der Gleichstellung und eine 
Bewertung der erreichten Förderziele vorgenommen. Darüber hinaus sind Maßnahmen zur 
Durchsetzung notwendiger personeller und organisatorischer Verbesserungen im Rahmen 
konkreter Zielvorgaben in dem Gleichstellungsplan vorzusehen.  



Seit Öffnung aller militärischen Laufbahnen für Frauen 2001 werden Frauen auch in den 
Laufbahnen des Truppendienstes verwendet. Weibliche Offiziere des  Truppendienstes 
nehmen bereits Aufgaben als Einheitsführer wahr und werden im Rahmen des 
Verwendungsaufbaus auch absehbar in höheren Führungsverwendungen und im 
Verteidigungsministerium verwendet werden. Ferner ist es ein Anliegen der Bundesregierung, 
den Anteil von Frauen in Führungsfunktionen in Deutschland zu erhöhen. Diesem Ansatz 
wird auch die Bundeswehr durch gezielte Gleichstellungspolitik folgen.  
 
- Anzahl und Prozentsatz der Frauen, die sich um den Eintritt in die Streitkräfte 

bewerben.  
 
Für das Einstellungsjahr 2015 haben sich 9.177 Frauen (15 Prozent) für eine Einstellung als 
Soldatin auf Zeit in der Bundeswehr beworben. Dieser prozentuale Anteil entspricht auch den 
jeweiligen Ergebnissen der Vorjahre. 
 
- Einführung von Strategien, um Frauen zu einer Bewerbung zu motivieren 

(gezielte Kampagnen, Überprüfung von Aufnahmetests usw.).  
 
Zur Erfüllung der aktuellen und künftigen Aufgaben der Bundeswehr werden 
hochprofessionelle Streitkräfte benötigt, die unter schwierigen und anspruchsvollen 
Bedingungen rasch und wirksam in einem breitem Fähigkeitsspektrum zum Einsatz gebracht 
werden können. Die Bundeswehr kann diese anspruchsvollen Aufgaben nur so gut erfüllen, 
wie das Personal ist, über das sie verfügt. Deshalb ist das Ziel, die besten der jeweiligen 
Jahrgänge – und zwar unabhängig von deren Geschlecht – für einen Dienst in den 
Streitkräften zu gewinnen. Alle Maßnahmen zur Personalgewinnung und -bindung beziehen 
sich also zwangsläufig auf Frauen und Männer gleichermaßen. 
 
An weibliche Bewerber werden grundsätzlich die gleichen Anforderungen gestellt wie an 
männliche Bewerber. Sie nehmen in allen militärischen Laufbahnen Aufgaben in gleicher 
Verwendung und Verantwortungsebene wahr. Daher wird das Eignungsfeststellungsverfahren 
ohne Unterscheidung hinsichtlich des Geschlechtes durchgeführt. Die eignungsdiagnostischen 
Verfahren des Psychologischen Dienstes der Personalgewinnungsorganisation der 
Bundeswehr sind an den laufbahn- und verwendungsspezifisch formulierten Anforderungen 
ausgerichtet. Um spezifisch weiblichen Anliegen Rechnung tragen zu können, wird darauf 
geachtet, dass im Prüfgespräch mit Bewerberinnen ein Mitglied der Prüfkommission weiblich 
ist. 
 
Der öffentliche Dienst im Allgemeinen wird bei den Frauen durchaus als sehr attraktiver 
Arbeitgeber angesehen. Dies zeigt sich auch bei dem damit vergleichbaren zivilen Anteil der 
Bundeswehr: Hier kommen ca. 50 Prozent der Bewerbungen von Frauen. Grund für das im 
Vergleich niedrigere Interesse von Frauen an einem Dienst in den Streitkräften ist vor allem 
die aus Sicht der potentiellen Bewerberinnen nicht ausreichende Vereinbarkeit von Familie 
und Dienst. Gerade für Frauen stellt das Gleichgewicht zwischen Beruf und Familie neben 
einer interessanten und anspruchsvollen Aufgabe sowie guten Karrierechancen einen 
wichtigen Faktor für die Wahl des Arbeitsplatzes dar. 
 
Um hier attraktiver zu werden, sind die Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von 
Familie und Dienst weiter zu verbessern. Auf dem bisherigen Ansatz zur Steigerung der 
Attraktivität kann aufgebaut werden. Darüber hinaus ist er nun jedoch mit Blick auf den 
zunehmenden Wettbewerb um die Talente zielgerichtet und zukunftsorientiert weiter zu 
entwickeln und zu verstärken. 



 Das BMVg erarbeitet derzeit die Personalstrategie der Bundeswehr. Sie wird die zentralen 
Maßnahmen enthalten, damit die personelle Einsatzbereitschaft der Bundeswehr sowie die 
Attraktivität der Bundeswehr nach Innen & Außen zukünftig sichergestellt werden kann.  
 
Im Vorgriff dazu wurde mit kurz- bis mittelfristiger Perspektive zeitnah die „Agenda 

BUNDESWEHR IN FÜHRUNG - Aktiv. Attraktiv. Anders“ erarbeitet. Die über 50 

gesetzlichen und untergesetzlichen Maßnahmen dieser Agenda wirken mittelbar unterstützend 
mit Blick auf Themen der Frauenförderung (ziv und mil). Keine der Maßnahmen ist dabei 
gezielt auf Frauenförderung ausgerichtet. Die Einzelmaßnahmen kommen allen Angehörigen 
der Bundeswehr gleichermaßen zu Gute.  
 
Die untergesetzlichen Maßnahmen, die im weiteren Sinne unterstützend wirken können, sind 
insbesondere in drei Themenfeldern der Agenda verankert:  
 

· Die Maßnahmen des Themenfeldes 1 „Führungs- und Organisationskultur“, die 
heutige und künftige Vorgesetzte noch umfassender in die Lage versetzen sollen, die 
spezifischen Belange und Bedürfnisse ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
jeweiligen Lebensphasen zu berücksichtigen.  

 
· Die Maßnahmen des Themenfeldes 3 „Balance Familie und Beruf/Dienst“, die mit 

einer verbesserten Deckung des Kinderbetreuungsbedarfes, mit einer ganzheitlichen 
Betreuung und Information von Bundeswehrangehörigen und ihren Familien an den 
Standorten, sowie mit einer verbesserten und kostenfreien Kommunikation von 
Bundeswehrangehörigen in Einsätzen mit ihren Familien unterstützend wirken.  

 
· Die Maßnahmen des Themenfeldes 4 „Arbeitsautonomie“, die durch 

Langzeitkonten, verstärkte Möglichkeiten ortsunabhängigen Arbeitens mit moderner 
und mobiler IT-Ausstattung, gestraffte Antragsverfahren für Telearbeit, erweiterten 
Teilzeitmöglichkeiten, sowie der Förderung von Führen in Teilzeit neue Optionen 
eröffnen, Arbeitszeit und Arbeitsort flexibler als bislang individuell zu gestalten. 

 
Das „Gesetz zur Steigerung der Attraktivität des Dienstes in der Bundeswehr“ legt z.B. die 

gesetzlichen Grundlagen für eine moderne Arbeitszeitregelung für Soldatinnen und Soldaten, 
für die erweiterten Teilzeitoptionen, sowie für die finanzielle Unterstützung bei 
Inanspruchnahme einer Hilfe bei familiären Notfällen während der Einsatzzeiten (Familien- 
und Haushaltshilfe) und unterstützt damit die Zielrichtung der oben genannten Themenfelder.  
 
Mit dieser Agenda wird die Bundeswehr fit für den Arbeitsmarkt der Zukunft. Eine 
familienfreundlichere Bundeswehr ist für alle attraktiver: für Frauen und Männer, für die, die 
als Nachwuchs noch kommen sollen und für alle, die schon dabei sind und bleiben wollen und 
sollen. 
 
- Einführung, Förderung, Pflege und Verwendung eigener Verzeichnisse von 

weiblichen Profilen im militärischen Bereich.  
 
Die Erstellung von ausschließlich weiblichen Dienstpostenprofilen im militärischen Bereich 
ist grundsätzlich nicht vorgesehen. Die militärischen Dienstposten sind so ausgestaltet, dass 
sie gleichermaßen von weiblichen wie männlichen Soldaten besetzbar sind. Als Ausnahme 
gelten Dienstposten, die aufgrund gesetzlicher Grundlagen nur von Frauen zu besetzen sind 
(z.B. Militärische Gleichstellungsbeauftragte). 
 
 



-  Anzahl und Prozentsatz der Frauen in den Streitkräften, 
 aufgeschlüsselt nach Rang  
 

 (Stand: 31.01.2016; einschl. entspr. Marine-, Sanitäts- und 
Offizieranwärterdienstgrade):  
 

 
 Soldatinnen Anteil in % 
General    1   0,50 
Oberst  13   1,03 
Oberstleutnant 248   3,05 
Major 873 23,37 
Stabshauptmann 0 0 
Hauptmann 900   7,91 
Oberleutnant 732 11,62 
Leutnant 818 18,63 
   
Oberstabsfeldwebel     7   0,17 
Stabsfeldwebel    94   0,96 
Hauptfeldwebel 3039 12,19 
Oberfeldwebel   273 14,42 
Feldwebel   616 13,75 
Stabsunteroffizier 3809 13,87 
Unteroffizier  616 15,20 
   
Oberstabsgefreiter  658  4,22 
Stabsgefreiter  486  6,64 
Hauptgefreiter 1575 11,30 
Obergefreiter  868 15,68 
Gefreiter  671 13,86 
Soldat  405 12,24 

 
 
- Anzahl und Prozentsatz der Beschwerden wegen Diskriminierung und sexueller 

Belästigung, die gemeldet, untersucht und weiterverfolgt wurden.  
 
Die Ausgestaltung des Beschwerdeverfahrens in der Bundeswehr sieht eine systematische und 
zentrale Erfassung der Beschwerden nicht vor. Insbesondere werden auch keine Daten zu den 
den Beschwerden zugrundeliegenden Tatbeständen ermittelt und festgehalten. Demnach 
können zu dieser Frage keine Aussagen gemacht werden.  
 
- Erstellung regelmäßiger Analysen der Bindungs- und Beförderungspraktiken für 

Männer und Frauen in den Streitkräften. 
 
Zur Information über den Fortgang der Gleichstellung in den Streitkräften hat die 
Bundesregierung gemäß § 24 Soldatinnen- und Soldatengleichstellungsgesetz (SGleiG) dem 
Deutschen Bundestag alle vier Jahre einen Bericht über die Situation der Soldatinnen im 
Vergleich zu der Situation der Soldaten in dem in § 3 genannten Geltungsbereich und über die 
Anwendung dieses Gesetzes nach Auswertung der statistischen Angaben vorzulegen. Die 
statistischen Daten zum Anteil von Soldatinnen in der Bundeswehr zeigen die Entwicklungen 
in den einzelnen Bereichen (Laufbahngruppen, Laufbahnen, Besoldungsgruppen und 
Statusgruppen) auf, getrennt nach Heer, Luftwaffe, Marine und SanDst. Darüber hinaus wird 



durch die Personalführung bewertet, inwieweit die Ziele des SGleiG erreicht wurden und 
Verbesserungspotenzial aufgezeigt. Zusammen mit den regelmäßig erstellten Informationen 
der zentralen Personal bearbeitenden Stellen sind damit die Grundlagen für Analysen der 
Bindungs- und Beförderungspraktiken für Männer und Frauen vorhanden. 
 
2. Maßnahmen zur Erhöhung der Anzahl von Frauen bei Friedens-

sicherungskräften.  
 
Frauen sind in weiten Bereichen der deutschen Streitkräfte zu einem wesentlichen Faktor zur 
Gewährleistung der Einsatzbereitschaft geworden. So beträgt der Anteil der Soldatinnen an 
der Gesamtstärke der Bundeswehr aktuell ca. 10,58 Prozent. Ende 2015 waren ca. 8,5 Prozent  
der insgesamt ca. 2.500 Soldaten in Einsätzen Frauen. Maßnahmen zur Erhöhung des Anteils 
von Frauen in den Einsätzen mussten nicht eingeleitet werden. 
 
- Anzahl und Prozentsatz der internationalen Einsätze, für die Genderberater 

bestellt wurden.  
 
Die Bundeswehr setzt in den Auslandseinsätzen keine gesonderten Genderberater ein. Diese 
Aufgaben werden durch Interkulturelle Einsatzberater wahrgenommen und dies erstmalig in 
Nordafghanistan.  
 
- Anzahl und Prozentsatz der internationalen Einsätze des Teilnehmerstaats, in 

deren Mandaten und Einsatzberichten konkret auf Fragen betreffend Frauen 
und Mädchen eingegangen wird.  

 
Daten in der gewünschten Form liegen zurzeit nicht vor.  
 
 

III. Schutz 
 
 
1. Verbesserter Zugang von Frauen, deren Rechte verletzt wurden, zur Justiz.  

 

-  Anzahl und Prozentsatz der berichteten, vermutlich von uniformiertem 

Friedenssicherungspersonal begangenen Fälle von Ausbeutung und Missbrauch, 

die gemeldet, untersucht und weiterverfolgt wurden. 

 
Jegliche sexuellen Übergriffe werden mit disziplinarischen Mitteln nach der 
Wehrdisziplinarordnung verfolgt, die bis zur Entfernung aus dem Dienst führen können. 
Dieser hohe Stand des Rechtsschutzes wie auch die sehr strengen Hürden für den freien 
Ausgang aus Feldlagern haben es ermöglicht, dass sexuelle Übergriffe durch 
Bundeswehrsoldaten gegenüber der einheimischen Bevölkerung bis in das Jahr 2012 nicht 
untersucht und verfolgt werden mussten. Anfang 2013 geriet ein DEU Soldat im Kosovo 
jedoch in den Verdacht einer Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung zum Nachteil 
einer im Feldlager angestellten Ortskraft. Die diesbezüglichen strafrechtlichen sowie 
disziplinaren Ermittlungen sind nach wie vor noch nicht abgeschlossen. Weitere Vorfälle sind 
nicht bekannt geworden. 
 
 
 
 
 



IV. Sonstige Informationen 
 

- Informationen über die Ausarbeitung, Umsetzung und Evaluierung eines 

Nationalen Aktionsplans zur Umsetzung von UNSCR 1325.  

- Informationen über bewährte Praktiken und Erfahrungen. 

- Alle sonstigen maßgeblichen Informationen. 

 
 
Am 19. Dezember 2012 hat die Bundesregierung ihre Aktivitäten und Maßnahmen zur 
Umsetzung der VN-Sicherheitsratsresolution 1325 auf eine zusätzliche Grundlage gestellt und 
einen entsprechenden Nationalen Aktionsplan verabschiedet. An der Entwicklung des 
Nationalen Aktionsplanes unter Leitung des Auswärtigen Amts waren das Bundesministerium 
für Familien, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), das Bundesministerium des Innern 
(BMI), das Bundesministerium der Justiz (BMJ), das Bundesministerium der Verteidigung 
(BMVg) und das Bundesministerium für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) beteiligt. Zusätzlich wurden Anregungen der Zivilgesellschaft („Bündnis 1325“) 
berücksichtigt.  
 
Unabhängig davon berichtet die Bundesregierung weiterhin dem Deutschen Bundestag über 
den Fortgang der Umsetzung der Resolution 1325. Ferner wurde der 4. Umsetzungsbericht 
der Bundesregierung über die Maßnahmen zur Umsetzung der Resolution 1325 für den 
Berichtszeitraum August 2010 bis Ende 2013 im Mai 2014 veröffentlicht.  
 
 
 
 



ANNEX 2:  

 

Ergänzende Informationen zur demokratischen und politischen Kontrolle 

privater Militär- und Sicherheitsfirmen 

Anhang zur Meldung der Bundesrepublik Deutschland für das Jahr 2015 
 

I. Vorbemerkung1 

Der grundgesetzlichen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland liegt das Gewaltmonopol 

des Staates zugrunde. Die Aufrechterhaltung der inneren und äußeren Sicherheit ist 

grundsätzlich Aufgabe des Staates. Tätigkeiten im In- oder Ausland, die militärische 

Kernfähigkeiten betreffen, können daher nicht auf private Unternehmen übertragen werden. 

Des Weiteren sind Einsätze, die hoheitlich- exekutive Eingriffe mit Anordnungs- oder 

Zwangsbefugnissen darstellen, dem Staat vorbehalten. Soweit hoheitliche Aufgaben im Wege 

der Beleihung an Private übertragen werden können, muss die Beleihung als Übertragung der 

Ausübung von Hoheitsrechten durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen (wie z.B. 

die Kontrolle der Fluggäste nach Luftsicherheitsgesetz). Eine allgemeine 

Zuständigkeitsübertragung durch den deutschen Gesetzgeber auf private Sicherheitsdienste ist 

nicht geschehen und rechtlich auch nicht möglich.  

Aus Sicht der Bundesregierung ist eine Privatisierung staatlicher Kernaufgaben im Militär- 

und Sicherheitsbereich, die zu einer Erosion des staatlichen Gewaltmonopols führen würde, 

zu vermeiden. Der Staat bleibt stets und ohne jede Einschränkung dem Schutz der 

Menschenwürde, der Grundrechte und der gesamten Rechtsordnung verpflichtet. 

Einer sorgfältigen Auswahl und Kontrolle der privaten Militär- und Sicherheitsfirmen kommt 

daher entscheidende Bedeutung zu, insbesondere da der Staat, wenn er sich bei der 

Auslagerung bzw. Privatisierung hoheitlicher Aufgaben der Unterstützung durch solche 

Unternehmen bedient, sich deren Handeln zurechnen lassen muss. Eine solche 

Sorgfaltspflicht sollte auch internationale Organisationen oder privatrechtlich organisierte 

Einrichtungen treffen, wenn sie auf die Dienste solcher Unternehmen zurückgreifen. 

Deutsche Firmen im Ausland, die für Sicherheitskräfte tätig werden, tun dies ausschließlich 

im logistischen Bereich, einschließlich der Übernahme von Wachfunktionen, sowie im 

technischen Bereich (z.B. Verpflegung, Transportdienstleistungen, Instandsetzungs-

dienstleistungen). 

 

II. Regelungsrahmen 

Nach Auffassung der Bundesregierung reichen die bestehenden Vorschriften im EU-

Sanktionsrecht, Gewerberecht und Außenwirtschaftsrecht aus, Sicherheitsunternehmen mit 

militärischen Absichten wirksam zu begegnen. Insbesondere kann bei derartigen Aktivitäten 

die Erbringung einer Dienstleistung durch deutsche Staatsangehörige nach einer Regelung im 

Außenwirtschaftsgesetz untersagt werden, um eine im einzelnen Falle bestehende Gefahr für 

wesentliche Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland, das friedliche 

Zusammenleben der Völker oder die auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik 

Deutschland abzuwenden. Zudem bestehen für bestimmte Verhaltensweisen 
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 Siehe auch Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 

(Bundestagsdrucksache 17/6780 vom 5. August 2011) 



Strafandrohungen. Verfolgung und Ahndung der einschlägigen Straftatbestände solcher 

Delikte obliegen den zuständigen Stellen der Justiz. 

In Deutschland niedergelassene private Sicherheitsunternehmen benötigen für die Ausübung 

von Bewachungstätigkeiten im In- und Ausland eine Erlaubnis nach § 34a der 

Gewerbeordnung; Voraussetzung ist grundsätzlich der Nachweis der Zuverlässigkeit, das 

Vorliegen geordneter Vermögensverhältnisse, der Nachweis der erforderlichen Sachkunde 

sowie einer Haftpflichtversicherung. Auch für private Sicherheitsfirmen gilt das 

Waffengesetz, wonach für Erwerb, Besitz und Führen von Schusswaffen und Munition ein 

waffenrechtliches Bedürfnis anerkannt wird, wenn gegenüber der Behörde glaubhaft gemacht 

wird, dass Bewachungsaufträge zur Sicherung einer gefährdeten Person oder eines Objekts 

dies erfordern. Die Bundesregierung überprüft regelmäßig, auch im Hinblick auf aktuelle 

Entwicklungen, ob der bestehende Regelungsrahmen ausreichend ist. 

Wegen der besonderen Situation, der Seeleute und Sicherheitskräfte auf hoher See ausgesetzt 

sind, hat der Gesetzgeber das Gesetz vom 4. März 2013 zur Einführung eines 

Zulassungsverfahrens für Bewachungsunternehmen auf Seeschiffen beschlossen (BGBl. I 

2013, S. 362), das eine besondere Regelung zur Zulassung von Bewachungsunternehmen auf 

Seeschiffen als Schutz gegen Piraterie enthält. Das darin vorgesehene spezielle 

Zulassungsverfahren nach § 31 der Gewerbeordnung orientiert sich an Leitlinien der 

Internationalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO) und stellt besondere Anforderungen an 

Zuverlässigkeit, Sachkunde und Eignung der Unternehmen und Wachleute. Es sieht ferner 

vor, dass Zulassungen vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) im 

Benehmen mit der Bundespolizei erteilt werden. Die Zulassungspflicht für deutsche bzw. auf 

deutschflaggigen Schiffen eingesetzte Bewachungsunternehmen ist am 1. Dezember 2013 in 

Kraft getreten. 

Hinsichtlich Kriegswaffen im Sinne des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen 

(KrWaffKontrG) gilt, dass diese nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 

nicht in die Hand von Privatpersonen gehören; dies gilt auch für private Sicherheitsfirmen. 

Eine Regulierung von privaten Militär- und Sicherheitsfirmen über die eben beschriebenen 

Tätigkeitsfelder hinaus sieht die Bundesregierung kritisch, weil damit gerade Interesse für ein 

neues Tätigkeitsfeld im Sicherheitsbereich geschaffen werden könnte, für das in Deutschland 

bisher die gesellschaftliche Akzeptanz fehlt. 

 

III. Internationale Anstrengungen 

 

Die Bundesregierung steht Initiativen, die eine effektive Erfassung und Kontrolle von 

Tätigkeiten privater Militär- und Sicherheitsfirmen zum Ziel haben, grundsätzlich 

aufgeschlossen gegenüber.  

 

Sie hat daher bei der Erstellung des Montreux-Dokuments vom 17. September 2008 im 

Rahmen eines von der Schweiz und dem Internationalen Komitee vom Roten Kreuz initiierten 

Konsultationsprozesses aktiv mitgewirkt. Das Montreux-Dokument enthält eine Aufstellung 

der für die Tätigkeit von privaten Militär- und Sicherheitsfirmen im bewaffneten Konflikt 

relevanten völkerrechtlichen Bestimmungen und Handlungsempfehlungen in Form 

sogenannter guter Praktiken. Anlässlich der vom 11. bis 13. Dezember 2013 stattfindenden 

Konferenz zum 5. Jahrestag der Annahme des Montreux-Dokuments hat die Bundesregierung 



ihre Erfahrungen mit diesem Dokument berichtet. Dem bei diesem Treffen unterbreiteten 

Vorschlag einer leichten und reibungslosen Institutionalisierung der Zusammenarbeit der 

Teilnehmerstaaten und -organisationen des Montreux-Dokuments steht die Bundesregierung 

aufgeschlossen gegenüber. 

 

Sie begrüßt den Internationalen Verhaltenskodex für private Anbieter von 

Sicherheitsdienstleistungen vom 9. November 2010 als Maßnahme der freiwilligen 

Selbstkontrolle und -regulierung durch private Sicherheitsfirmen. Die Bundesregierung 

beteiligt sich am Beratenden Forum gemäß Artikel 10.1 der Satzung des Vereins für den 

Internationalen Verhaltenskodex für private Sicherheitsdienstleister, der am 19. September 

2013 in Genf gegründet wurde. Die Bundesrepublik Deutschland ist nicht selber 

Vereinsmitglied. Im Rahmen der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 

(OSZE) tritt die die Bundesregierung dafür ein, dass auch private Militär- und 

Sicherheitsfirmen unter angemessener demokratischer und politischer Kontrolle stehen und 

ausschließlich auf der Grundlage des jeweiligen verfassungsmäßigen Rahmens agieren. Daher 

setzt sich die Bundesregierung im OSZE-Forum für Sicherheitskooperation dafür ein, die 

Bestimmungen des OSZE-Verhaltenskodex zu politisch-militärischen Aspekten der Sicherheit 

sowie den jährlichen Informationsaustausch der OSZE-Teilnehmerstaaten über dessen 

Umsetzung auch auf private Militär- und Sicherheitsfirmen anzuwenden. 



 

 

ANNEX 3 : 
Liste der völkerrechtlichen Übereinkünfte und Vereinbarungen 
Anhang zur Meldung der Bundesrepublik Deutschland für das Jahr 2015 
 

Bitte geben Sie an, ob Ihr Staat Vertragspartei der folgenden allgemeinen und regionalen 

Übereinkünfte über die Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus und die damit zusam-

menhängende Zusammenarbeit in Strafsachen ist. Sollte Ihr Staat nicht Vertragspartei einer 

Übereinkunft sein, jedoch in Erwägung ziehen, Vertragspartei zu werden, so geben Sie bitte 

an, in welcher Phase sich die Erwägungen befinden (z. B. Phase der interministeriellen Koor-

dinierung, von der Regierung beschlossen und dem Parlament vorgelegt, nach Zustimmung 

des Parlaments dem Präsidenten zur Inkraftsetzung vorgelegt, usw.). 

 

 Bezeichnung der Übereinkunft Vertragspartei durch 

Ratifikation VP (R), 

Beitritt VP (B), 

Staatennachfolge 

VP (S), 

Annahme VP (A), 

Genehmigung 

VP (G) oder keine 

Vertragspartei 

Gesetz und Tag der 

Ratifikation, des 

Beitritts, der Staaten-

nachfolge, der An-

nahme oder der Ge-

nehmigung 

 

Allgemeine völkerrechtliche Übereinkünfte 

 

1 Abkommen über strafbare und be-

stimmte andere an Bord von Luftfahr-

zeugen begangene Handlungen (1963) 

VP (R) 16. Dezember 1969 

2 Übereinkommen zur Bekämpfung der 

widerrechtlichen Inbesitznahme von 

Luftfahrzeugen (1970) 

VP (R) 11. Oktober 1974 

3 Übereinkommen zur Bekämpfung 

widerrechtlicher Handlungen gegen die 

Sicherheit der Zivilluftfahrt (1971) 

VP (R) 3. Februar 1978 
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4 Übereinkommen über die Verhütung, 

Verfolgung und Bestrafung von Straf-

taten gegen völkerrechtlich geschützte 

Personen einschließlich Diplomaten 

(1973) 

VP (R) 25. Januar 1977 

5 Internationales Übereinkommen gegen 

Geiselnahme (1979) 

VP (R) 15. Dezember 1980 

6 Übereinkommen über den physischen 

Schutz von Kernmaterial (1979) 

VP (R) 6. September 1991 

7 Protokoll zur Bekämpfung widerrechtli-

cher gewalttätiger Handlungen auf 

Flughäfen, die der internationalen 

Zivilluftfahrt dienen, in Ergänzung des 

am 23. September 1971 in Montreal 

beschlossenen Übereinkommens zur 

Bekämpfung widerrechtlicher Handlun-

gen gegen die Sicherheit der Zivilluft-

fahrt (1988) 

VP (R) 25. April 1994 

8 Übereinkommen zur Bekämpfung 

widerrechtlicher Handlungen gegen die 

Sicherheit der Seeschifffahrt (1988) 

VP (B) 6. November 1990 

9 Protokoll zur Bekämpfung widerrechtli-

cher Handlungen gegen die Sicherheit 

fester Plattformen, die sich auf dem 

Festlandsockel befinden (1988) 

VP (B) 6. November 1990 

10 Übereinkommen über die Markierung 

von Plastiksprengstoffen zum Zweck 

des Aufspürens (1991) 

VP (R) 17. Dezember 1998 

11 Internationales Übereinkommen zur 

Bekämpfung terroristischer Bombenan-

schläge (1997) 

VP (R) 23. April 2003 

12 Internationales Übereinkommen zur 

Bekämpfung der Finanzierung des Ter-

rorismus (1999) 

VP (R) 17. Juni 2004 
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13 Internationales Übereinkommen zur 

Bekämpfung nuklearterroristischer 

Handlungen (2005) 

VP (R) 8. Februar 2008 

14 Änderung des Übereinkommens über 

den physischen Schutz von Kernmate-

rial (2005) 

VP (R) 21. Oktober 2010 

15 Protokoll zum Übereinkommen zur Be-

kämpfung widerrechtlicher Handlungen 

gegen die Sicherheit der Seeschifffahrt 

(2005) 

Keine Vertragspartei, 

interministrielle 

Koordinierung. 

 

16 Protokoll zum Protokoll zur Bekämp-

fung widerrechtlicher Handlungen 

gegen die Sicherheit fester Plattformen, 

die sich auf dem Festlandsockel befin-

den (2005) 

Keine Vertragspartei, 

interministrielle 

Koordinierung. 

 

17 Übereinkommen über die Bekämpfung 

widerrechtlicher Handlungen mit Bezug 

auf die internationale Zivilluftfahrt 

(2010) 

Keine Vertragspartei, 

Abkommen noch 

nicht in Kraft. 

 

18 Zusatzprotokoll zum Übereinkommen 

zur Bekämpfung der widerrechtlichen 

Inbesitznahme von Luftfahrzeugen 

(2010) 

Keine Vertragspartei, 

Abkommen noch 

nicht in Kraft. 

 

19 Übereinkommen der Vereinten 

Nationen gegen die grenzüberschrei-

tende organisierte Kriminalität (2000) 

VP (R) 14. Juni 2006 

 

Völkerrechtliche Übereinkünfte des Europarats 

 

20 Europäisches Übereinkommen zur Be-

kämpfung des Terrorismus (1977) SEV-

Nr.: 090 

VP (R) 3. Mai 1978 

21 Protokoll zur Änderung des 

Europäischen Übereinkommens zur 

Bekämpfung des Terrorismus (2003) 

SEV-Nr.: 190 

Unterzeichnung 15. Mai 2003 
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22 Übereinkommen des Europarats zur 

Verhütung des Terrorismus (2005) 

SEV-Nr.: 196 

Unterzeichnung 24. Oktober 2006 

23 Übereinkommen des Europarats über 

Geldwäsche sowie Ermittlung, Be-

schlagnahme und Einziehung von Erträ-

gen aus Straftaten und über die Finan-

zierung des Terrorismus (2005) SEV-

Nr.: 198 

Keine Vertragspartei  

24 Europäisches Auslieferungsüberein-

kommen (1957) SEV-Nr.: 024 

VP (R) 2. Oktober 1976 

25 Zusatzprotokoll zum Europäischen 

Auslieferungsübereinkommen (1975) 

SEV-Nr.: 086 

Keine Vertragspartei  

26 Zweites Zusatzprotokoll zum 

Europäischen Auslieferungsüberein-

kommen (1978) SEV-Nr.: 098 

VP (R) 8. März 1991 

27 Europäisches Übereinkommen über die 

Rechtshilfe in Strafsachen (1959) SEV-

Nr.: 030 

VP (R) 2. Oktober 1976 

28 Zusatzprotokoll zum Europäischen 

Übereinkommen über die Rechtshilfe in 

Strafsachen (1978) SEV-Nr.: 099 

VP (R) 8. März 1991 

29 Zweites Zusatzprotokoll zum 

Europäischen Übereinkommen über die 

Rechtshilfe in Strafsachen (2001) SEV-

Nr.: 182 

Unterzeichnung 8. November 2001 

30 Europäisches Übereinkommen über die 

Übertragung der Strafverfolgung (1972) 

SEV-Nr.: 073 

Keine Vertragspartei  

31 Übereinkommen über Geldwäsche 

sowie Ermittlung, Beschlagnahme und 

Einziehung von Erträgen aus Straftaten 

(1990) SEV-Nr.: 141 

VP (R) 16. September 1998 

32 Übereinkommen über Computerkrimi-

nalität (2001) SEV-Nr.: 185 

VP (R) 9. März 2009 
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Bitte führen Sie nachfolgend alle weiteren regionalen, subregionalen oder zweiseitigen 

Übereinkünfte oder Vereinbarungen über die Verhütung und Bekämpfung des Terroris-

mus und die damit zusammenhängende Zusammenarbeit in Strafsachen auf, denen Ihr Staat 

als Vertragspartei angehört. 

 

 

Informationen hierzu siehe: 

Informationsaustausch zum Verhaltenskodex zu politisch-militärischen Aspekten der 

Sicherheit 

Meldung der Bundesrepublik Deutschland für das Jahr 2015, Abschnitt I ,Ziff.1.1  

 

 

 


